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Bad Lippspringe
Altenbeken
Borchen

Anmeldungen zur
Gesamtschule

Altenbeken (WV). Die Kernan-
meldewoche der Gesamtschule
Bad Driburg-Altenbeken findet
am Hauptstandort im Elsterweg
Bad Driburg von Montag, 20. Feb-
ruar, bis Donnerstag, 23. Februar,
jeweils in der Zeit von 14.30 Uhr
bis 18.30 Uhr sowie Freitag, 24.
Februar, in der Zeit von 14.30 Uhr
bis 15 Uhr statt. Gerne möchte die
Schule ihre zukünftigen Schüler
und ihre Interessen bereits bei der
Anmeldung kennen lernen, daher
sei es wichtig, so die Schule, dass
Eltern gemeinsam mit ihren Kin-
dern zum Anmeldegespräch kom-
men. Zur Anmeldung würden wei-
ter die Geburtsurkunde des Kin-
des, die Zeugnisse der Klasse 1
und das Halbjahreszeugnis der
Klasse 4 sowie zwei Lichtbilder
benötigt. Weitere Informationen
zur Gesamtschule Bad Driburg-Al-
tenbeken gibt es unter www.ge-
samtschule-bda.de.

Annahmestopp
der Kleiderkammer

Borchen (WV). Die Kleider-
kammer Borchen hat beschlossen,
wegen der großen Menge an abge-
gebener Kleidung und der be-
grenzten Lagermöglichkeiten die
Annahme im Februar und März zu
schließen. Ab April wird zu den
gewohnten Zeiten (samstags von
11 bis 12 Uhr) gut erhaltene, saube-
re Übergangs- und Sommerklei-
dung angenommen. Der Verkauf
wird zu den bereits veröffentlich-
ten Zeiten beibehalten (Aushang
im Schaufenster, Bachstraße 15,
Kirchborchen). Wegen der gerin-
gen Lagerkapazitäten wird seitens
der Kleiderkammer darum gebe-
ten, ab April keine Winterkleidung
mehr abzugeben. Ebenso wird
dringend ersucht, keine Kartons
oder Säcke einfach abzustellen,
wie es in der Vergangenheit des
öfteren vorgekommen sei.

Treffen der 
Tierzüchter

Kreis Paderborn (WV). Zur ge-
meinsamen Jahreshauptversamm-
lung der Kreistierzüchtervereini-
gung Paderborn und des Kreis-
kontrollbezirks Paderborn sind al-
le interessierten Tierhalter für
Freitag, 3. Februar, ab 9.45 Uhr in
die Gaststätte Wiehmeier in Salz-
kotten-Scharmede eingeladen.
Den Fachvortrag hält Dr. Mona
Schwerhoff zum Thema »Neues
aus der Rinderbesamung.« Es fol-
gen die Berichte der Zuchtverbän-
de und des Veterinäramtes sowie
Wahlen.

Kommentar

E in dunkler Tag für die
demokratische Autono-

mie an der Basis: Die Angst 
von Ratsmitgliedern, eventu-
ell in persönliche Haftung ge-
nommen zu werden, ist auch 
für nicht direkt Betroffene 
verständlich und nachvoll-
ziehbar. Begrifflichkeiten wie 
»Wohl der Bürger und Ge-
meinde sowie Unabhängigkeit 
und Gewissen« werden relati-
viert. Einer Demokratie dro-
hen nicht nur der »Druck der 
Straße«, sondern auch offen-
sichtlich der »Druck der 
Macht und des Geldes«. Das 

Ideal der politischen Willens-
bildung zum Wohl der Ge-
meinschaft aller Bürger gerät 
ins Wanken. Das gleiche gilt 
für das Bild einer unabhängi-
gen Justiz, bei der man insbe-
sondere Angst um finanzielle 
Mithaftungen haben muss. 

Alles ein guter Nährboden
für politische Entwicklungen, 
die zunehmend Sorgen berei-
ten. Man muss also nicht nur 
bis nach Amerika oder in 
europäische Nachbarländer 
blicken. Der Blick vor die 
Haustür reicht.

  Bernhard L i e d m a n n

»Haftungsrisiko ist zu groß«
Borchener CDU und Grüne stoppen die Gemeinde-Klagen gegen zehn Windräder

 Von Bernhard L i e d m a n n

B o r c h e n (WV). Die Bor-
chener CDU und die Grünen 
lehnen die drei Klagen der Ge-
meinde gegen die Errichtung 
von zehn jüngst genehmigten 
Windkraftanlagen in Etteln und 
Dörenhagen ab. Das Risiko 
einer möglichen persönlichen 
Haftung bei Schadenersatzfor-
derung sei zu hoch, begründen 
die Politiker ihre Entscheidung. 

CDU-Ratsfrau Claudia Cosack
brachte in der Sitzung des Borche-
ner Hauptausschusses am Don-
nerstagabend auf den Punkt, was
sie bewegt: Sollten Politiker nach
einem Scheitern der Klagen zum
Schadenersatz verurteilt werden,
liefen sie Gefahr, ihr Privathaus
verkaufen zu müssen.

Nach dem Mindener Urteil zur
Ungültigkeit des Flächennut-
zungsplanes der Gemeinde hatte
der Kreis Paderborn insgesamt

zehn Windkraftanlagen in Dören-
hagen und Etteln im Dezember
genehmigt. Die Gemeinde hatte
gegen das Urteil Berufung einge-
legt und aufgrund der Fristen drei
Klagen gegen diese Genehmigung
eingereicht (wir berichteten). In
der Hauptausschusssitzung wollte
Bürgermeister Reiner Allerdissen
die Bestätigung dieser Vorgehens-
weise aufgrund der bisherigen
Abstimmungsergebnisse in den
vorausgegangenen Sitzungen ein-
holen. Doch der Bürgermeister
scheiterte mit seinem Antrag:
Trotz der Befangenheit von zwei
Ratsherren (Guido Reitmeyer,
Grüne, und Josef Rennkamp, CDU)
und Nichtteilnahme an der Ab-
stimmung konnten sich SPD und
Bürgermeister nicht durchsetzen.
Voraussichtlich wird der Rat am
Montag ebenso beschließen und
damit die Klagen kippen. Allerdis-
sen kündigte am Freitag an, dann
auch die Beschwerde gegen das
Mindener Gerichtsurteil zurück-
ziehen zu wollen.

Zu Beginn der Sitzung führte

auch in ihrem Alltag als Anwältin
eine Rolle. In diesem Fall sei es ein
»zu großes Risiko, das nicht zu be-
ziffern ist«. Ähnlich sah es auch
CDU-Ratsherr Harald Kuhnigk:
»Wenn ich abwäge, will ich wis-
sen, welches Risiko auf mich zu-
kommt. Hier ist es ein zu großes
Risiko, das nicht zu beziffern ist.«

  SPD-Ratsherr Patrick Knüttel
erachtete es trotz dieser Bedenken
als »wichtig, dass der Rechtsweg
beschritten wird«. Durch Scha-
denersatzdrohungen fühle er sich
als Ratsherr »politisch beeinträch-
tigt«. »Ich will gefahrlos zu einer
Meinung kommen können. Das al-
les ist schon ein starkes Stück«,
sagte er. Fraktionsvorsitzender
Herbert Berger führte aus, dass
die Bürger vom Rat ein Signal und
ein deutliches Vorgehen in dieser
Frage erwarteten. »Schließlich
schlägt man auf der Basis gelten-
den Rechts den Rechtsweg ein«,

sagte er. 
Nachdem der Hauptausschuss

den Klageweg mehrheitlich ge-
stoppt hat, wird voraussichtlich
auch der Rat am Montag so ent-
scheiden. Die Verwaltung hat die
Ratsmitglieder vorab grundsätz-
lich auf das Problem der Befan-
genheit hingewiesen. Voraussicht-
lich mehr als fünf Ratsmitglieder
haben verwandtschaftliche Ver-
flechtungen mit Windkraftbetrei-
bern oder direkte wirtschaftliche
Beziehungen in Zusammenhang
mit der Windkraft.

Gescheitert war zuvor im
Hauptausschuss ein Antrag der
Grünen, grundsätzliche Überle-
gungen zu einer Bürgerwindpark-
Beteiligung der Gemeinde anzu-
stellen. Da Alfens CDU-Ortsvor-
steher Konrad Hansmeier nicht
mit seiner Fraktion stimmte, gab
es einen Patt im Ausschuss und
damit war der Antrag abgelehnt.

Teile des Naturschutzgebietes Sauertal liegen auch in Borchen. Allein für Borchen hat Westfalen-Wind insgesamt 16 Anlagen beantragt.  Foto: WV

der Bürgermeister aus, dass die
Klagen zur Wahrung der Fristset-
zung eingereicht worden seien.
Nach Stellungnahme der Kanzlei
der Gemeinde gebe es berechtigte
Erfolgsaussichten, da nach Auf-
fassung der Juristen der Kreis bei
der Genehmigung nicht die »Nor-
menkompetenz zur Genehmi-
gung« gehabt habe. Im schlimms-
ten Falle würden auf die Gemein-

de Gerichts-Kosten über 131 000
Euro zukommen. Die Verwaltung
schloss in ihrer Vorlage für die
Ratsmitglieder jedoch auch nicht
aus, dass »die Anlagenbetreiber
im Nachgang zu den verwaltungs-
gerichtlichen Prozessen Schäden,
die ihnen durch eine verzögerte
Inbetriebnahme der Windkraftan-
lagen entstanden sind, bei der Ge-
meinde Borchen geltend ma-
chen«.

Vertreter von CDU und Grünen
sahen hier die Gefahr der persön-
lichen Haftung. Bürgermeister Al-
lerdissen wiederum unterstrich,
dass ein Schadenersatz nur dann
folgen könne, wenn ein Gericht
quasi einen Baustopp verfüge. 

Für die CDU forderte Claudia
Cosack ein schriftliches Gutach-
ten der Kanzlei zu den Erfolgsaus-
sichten der Klagen. Die finanziel-
len Folgen spielten schließlich

___
»Ich will gefahrlos zu 
einer politischen Mei-
nung kommen.«

SPD-Ratsherr Patrick Knüttel

CDU-Ratsfrau
      Claudia Cosack

CDU-Ratsherr
      Harlad Kuhnigk

Westfalen-Wind Geschäftsführer Michael Obst, die Landwirte Heinz
Evers mit Sohn Christoph Evers sowie Westfalen-Wind-Strom-Ge-
schäftsführer Dirk Bollmann (von links).  Foto: WV

Spezielles Strom-Angebot für Etteln
Borchen (WV). Westfalen-

Wind bietet den rund 1900 Ein-
wohnern von Borchen-Etteln
einen besonderen Stromtarif an:
Die Ettelner sollen schon jetzt von
dem geplanten Windkraft-Projekt
profitieren und Strom für 22 Cent
brutto pro Kilowattstunde bezie-
hen können. Ein Durchschnitts-
haushalt mit 4000 Kilowattstun-
den Verbrauch spare so pro Jahr
etwa 260 Euro im Vergleich zum
Grundversorger innogy (ehemals
RWE) mit dessen 28,55 Cent, teilte
Westfalen-Wind in einer Presse-
erklärung am Freitag mit. Bei
einem landwirtschaftlichen Be-
trieb könne das Einsparpotenzial
sogar bei deutlich über 1000 Euro
pro Jahr liegen. Möglich sei der

Sondertarif, weil Ettelner Land-
wirte, die ihre Flächen für die ge-
planten neuen Windkraftanlagen
zur Verfügung stellen, schon früh
entsprechende Verträge mit der
Westfalen-Wind Etteln geschlos-
sen hätten, so der Windkraftbe-
treiber weiter. »Uns ist wichtig,
dass alle im Dorf einen Vorteil
durch die neuen Anlagen haben«,
erläutert Heinz Evers, einer der
rund 60 Flächen-Verpächter. Des-
halb habe man schon damals in
den Verträgen festgehalten, dass
Westfalen-Wind Etteln den Dorf-
bewohnern einen Stromtarif an-
biete, der 25 Prozent unter dem
aktuellen Preis des Grundversor-
gers liegen solle. »Da die Geneh-
migungen für den Bau von sieben

Windkraftanlagen des Typs Ener-
con E-115 nun vorliegen, setzen
wir diese Zusage jetzt um«, erläu-
tert Westfalen-Wind-Geschäfts-
führer Michael Obst. Der neue Ta-
rif gelte dabei ab sofort und sei
auch kein einmaliges Angebot,
sondern vertraglich langfristig
vereinbart. Westfalen-Wind hat in
Etteln neben den genehmigten
sieben weitere neun Windkraftan-
lagen beantragt. Sie befinden sich
noch im Genehmigungsverfahren.
Die geplanten sieben Anlagen sol-
len 63 Millionen Kilowattstunden
erzeugen. Nach Angaben von
Westfalen-Wind werde die zu er-
wartende Gewerbesteuer im 20-
Jahres-Mittel 120 000 bis 200 000
Euro pro Jahr betragen. 

Westfalen-Wind baut zunächst sieben Anlagen und bietet gesonderten Ortstarif an 

Fußweg-Forderung
umstritten

Borchen (bel). Kontrovers dis-
kutiert wurde im Bauausschuss
der Gemeinde Borchen ein Antrag
der CDU, vom Flüchtlingsheim im
Alfener Gewerbegebiet aus Grün-
den der Sicherheit einen Fußweg
bis zum Penny-Markt in Kirchbor-
chen zu schaffen. Seitens der Ver-
waltung wurde ausgeführt, dass
ein Fußweg neben der Landesstra-
ße bis zu 200 000 Euro kosten
würde und auch eine Querung der
Landesstraße voraussichtlich
durch den Landesbetrieb nicht ge-
nehmigt wird. Außerdem gebe es
über Alfen einen Weg. Der Rat
wird am Montag den Antrag der
CDU erneut beraten.


